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Editorial
In der vorliegenden Ausgabe des Steu-
erfuchs informieren wir Sie über einige 
wichtige Termine, die aktuellen Ände-
rungen durch den EStR-Wartungserlass 
2023 und berichten Highlights aus dem 
im Nationalrat am 6. Juli beschlos-
senen Abgabenänderungsgesetz 2023  
(AbgÄG).

Wir wünschen Ihnen eine interessante 
Lektüre und erholsame Sommertage!

Frist für Offen- 
legung des Jahres-
abschlusses 
31.12.2022 endet 
am 30.9.2023 
Die Sonderregelung für die Offenle-
gungsfrist für den Jahresabschluss ba-
sierend auf dem 1. und 2. Justiz-Begleit-
gesetz endet mit dem Jahresabschluss 
zum 30.6.2022. Danach gilt wieder die 
„alt“-bekannte Neunmonatsfrist ab dem 
Bilanzstichtag für die Einreichung beim 
Firmenbuch. Bestrebungen, eine Zwölf-
monatsfrist für die Offenlegung auch in 
österreichisches Dauerrecht zu veran-
kern, wie es die EU-Bilanz-RL als zuläs-
sig vorsieht, wurde eine Absage erteilt.

Vorsteuerrück- 
erstattung aus EU-
Staaten 
Für die Erstattung von Vorsteuern des 
Jahres 2022 aus EU-Mitgliedsstaaten 
endet die Frist am 30.9.2023. Die Anträ-
ge sind über FinanzOnline einzureichen. 

Dabei gilt es, die Vorsteuerabzugsfähig-
keit nach den im jeweiligen EU-Mitglieds-
staat geltenden Regelungen zu beach-
ten. Grundsätzlich sind Rechnungen mit 
einer Bemessungsgrundlage von mind. 
EUR 1.000,00 bzw. Tankbelege über 
EUR 250,00 einzuscannen und dem An-
trag als PDF-File beizufügen.
Unterjährig gestellte Anträge müssen 
Vorsteuern von zumindest EUR 400,00 
umfassen. Bezieht sich ein Antrag auf 
ein ganzes Kalenderjahr bzw. auf den 
letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, 
so müssen die Erstattungsbeträge zu-
mindest EUR 50,00 betragen.
Im Zuge der Bearbeitung der Anträge 
durch die ausländischen Finanzbe-
hörden kommt es oft zu Rückfragen 
oder ergänzenden Unterlagenanfor-
derungen, wofür eine Nachfrist von 
einem Monat eingeräumt wird. Bei 
Nichteinhaltung dieser Nachfrist reagie-
ren die ausländischen Behörden häufig 
mit einer Ablehnung der eingereichten 
Anträge mit der Begründung, dass die 
Frist für die Nachreichung der Unterla-
gen nicht eingehalten wurde. Der EuGH 
stellt dazu klar, dass es sich bei der 
Frist für die Beantwortung allfälliger 
Rückfragen um keine Ausschlussfrist 
handelt. Dies bedeutet, dass bei Nicht-
einhaltung der Nachfrist die Finanzbe-
hörde nicht berechtigt ist, die zugrunde-
liegenden Vorsteuererstattungsanträge 
endgültig abzulehnen.
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Einkommensteuer- 
richtlinien –  
Wartungserlass 2023   
Ende März 2023 wurde der sehr umfang-
reiche EStR-Wartungserlass 2023 ver-
öffentlicht. Neben der Berücksichtigung 
jüngster Gesetzesänderungen wie zum 
Investitionsfreibetrag, zum Öffi-Ticket 
oder zur Kryptobesteuerung liegt der 
Schwerpunkt des Wartungserlasses auf 
der Einarbeitung aktueller höchstgericht-
licher Entscheidungen. Hier ein kurzer 
Überblick:
Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit 
der Übertragung von Gegenständen
Wird ein Gegenstand (insbesondere ein 
Grundstück) zu billig verkauft, so gilt für 
Vorgänge nach dem 15.11.2021 Fol-
gendes:
a) Beträgt der Kaufpreis zumindest 75 % 
des Verkehrswertes des übertragenen 

Gegenstandes, liegt ein entgeltlicher 
Vorgang vor (bei einem Grundstück fällt 
also ImmoESt an).
b) Liegt aber der Kaufpreis unter 75 % und 
erfolgt der Verkauf unter nahen Angehöri-
gen, ist grundsätzlich von einer Schen-
kung auszugehen (bei einem Grundstück 
fällt also keine ImmoESt an).
Anders werden Übertragungen beurteilt, 
die bis zum 15.11.2021 stattgefunden ha-
ben. Für Altfälle ändert sich nichts. Diese 
Übertragungen werden bereits dann als 
entgeltlich behandelt (bei einem Grund-
stück fällt also ImmoESt an), wenn der 
Kaufpreis mehr als 50 % des Verkehrs-
wertes des übertragenen Gegenstandes 
beträgt (außer die Vertragsparteien ha-
ben sich bereits damals an das Finanz-
amt gewandt und die Unentgeltlichkeit 
des Vorgangs behauptet).
Entgeltlichkeit beim Verkauf von Unter-
nehmen
Bei der Übertragung von Unternehmen 
nach dem 15.11.2021 erfolgt in gleicher 
Weise die Abgrenzung zwischen Entgelt-
lichkeit und Unentgeltlichkeit. Unentgelt-
lichkeit wird also grundsätzlich angenom-
men, wenn der Kaufpreis weniger als 75% 
des Unternehmenswertes beträgt und die 
Übertragung unter nahen Angehörigen er-
folgt (für Vorgänge bis zum 15.11.2021 gilt 
die 50 %-Grenze).
Entgeltlichkeit beim Verkauf von Be-
teiligung an vermögensverwaltender 
Personengesellschaft
Beim Verkauf von Anteilen an einer 
vermögensverwaltenden KG, der nach 
dem 15.11.2021 stattfand, gilt für die Ab-
grenzung von Entgeltlichkeit zur Unent-
geltlichkeit ebenfalls die 75 %-Grenze.  
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Allerdings wird der in der Beteiligung 
an einer vermögensverwaltenden Per-
sonengesellschaft enthaltene Anteil der 
Schulden der Personengesellschaft als 
weitere Gegenleistung (zusätzlich zum 
Kaufpreis) angesehen.
Entgeltlichkeit bei Aufteilung des 
Nachlasses zwischen den Erben
Teilen sich die Erben die Gegenstände, 
die zum Nachlass eines Verstorbenen 
gehören, auf, sodass z. B. ein Erbe das 
Alleineigentum an einem Grundstück 
(des Verstorbenen) und ein anderer 
Erbe die Kunstgegenstände (des Ver-
storbenen) erhält, gilt diese Aufteilung 
als unentgeltlicher Vorgang und ist damit 
steuerneutral. Anders ist es aber, wenn 
ein Erbe aus nachlassfremden Mitteln 
(also aus seinem Privatvermögen) Zah-
lungen an die anderen Erben leistet, um 
das Alleineigentum an einem Nachlass-
gegenstand zu erhalten. Dann ist zu prü-
fen, ob der Vorgang entgeltlich ist. Für 
solche Vorgänge nach dem 15.11.2021 
gilt: nur wenn das aus nachlassfremden 
Mitteln stammende Entgelt zumindest 
75 % des Verkehrswertes des übertra-
genen Anteils am Nachlassgegenstand 
ausmacht, liegt eine Veräußerung (ent-
geltlicher Vorgang) vor.
Zu- und Abschläge bei Bilanzberichti-
gung für verjährte Jahre
Das mit dem AbgÄG 2012 eingeführte 
Zuschlags-/Abschlagssystem zur Her-
stellung des richtigen Totalgewinns stellt 
bei Fehlern in den Bilanzen, die meh-
rere Zeiträume betreffen, auf das Wur-
zeljahr des ursprünglichen Fehlers ab. 
Die aktuelle VwGH-Entscheidung sieht 
nun eine weitere Voraussetzung für den 
Zuschlag bzw. Abschlag vor. Und zwar 
sind Zu- und Abschläge nur dann vor-
zunehmen, wenn für das verjährte Jahr 
ein wirksamer Verfahrenstitel (idR Wie-
deraufnahme des Verfahrens) vorliegt. 
Dann wäre es möglich, den fehlerhaften 
Einkommensteuerbescheid für das ver-
jährte Jahr zu korrigieren, selbst wenn 
der Einsatz dieses Verfahrenstitels bloß 
deswegen nicht möglich ist, weil diesem 
die eingetretene Verjährung entgegen-
steht. Eine beantragte Wiederaufnah-
me kommt aber nur in Betracht, wenn 
für den Steuerpflichtigen Tatsachen neu 
hervorgekommen sind. Tatsachen, die 
dem Steuerpflichtigen schon bisher be-
kannt gewesen sind, deren steuerliche 
Berücksichtigung er aber unterlassen 
hat, ermöglichen hingegen keinen An-
trag auf Wiederaufnahme. 

Leopold Wagner
Steuerberater
E-Mail: lwagner@pirklbauer.com

Versicherungsentschädigung für  
Betriebsgebäude 
Erhält der Unternehmer eine Versiche-
rungsentschädigung für die durch einen 
Schadensfall (z. B. Brand, Wasserschaden) 
eingetretene Entwertung des Betriebsge-
bäudes, kommt auf diese Versicherungs-
entschädigung der besondere Steuersatz 
von 30 % zur Anwendung.
Energiekostenzuschuss 
Der Zuschuss gemäß Unternehmens-
Energiekostenzuschussgesetz stellt eine 
Betriebseinnahme dar. Der Zuschuss 
ist bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern 
dem Jahr zuzuordnen, für das der An-
spruch besteht, sodass jedenfalls das 
Kalenderjahr 2022 betroffen ist. Bei der 
Gewinnermittlung durch Bilanzierung 
darf die bilanzielle Erfassung erst erfol-
gen, wenn spätestens zum Zeitpunkt der 
Bilanzerstellung eine konkrete, vorbe-
haltslose Förderzusage vorliegt.
Kleinunternehmerpauschalierung
Die einkommensteuerliche Kleinunter-
nehmerpauschalierung können Steuer-
pflichtige vornehmen, für die grundsätz-
lich auch die umsatzsteuerrechtliche 
Kleinunternehmerbefreiung (= Netto-
Jahresumsätze nicht höher als EUR 
35.000,00) anwendbar ist. Ab dem Jahr 
2023 ist diese KU-Pauschalierung auch 
anwendbar, wenn die Grenze von EUR 
35.000,00 um bis zu EUR 5.000,00 pro 
Jahr überschritten wird. Es wird klarge-
stellt, dass auch der EUR 5.000,00-Be-
trag ein Nettobetrag ist. Somit können 
Steuerpflichtige bis zu einem Nettoum-
satz von EUR 40.000,00 die KU-Pau-
schalierung in Anspruch nehmen. Auf die 
in der Umsatzsteuer geltende 15 %-Tole-
ranzregelung hat die einkommensteuer-
liche Erhöhung keinen Einfluss.
Pauschalrückstellungen
Für sonstige Verbindlichkeiten (z. B. aus 
Gewährleistungen) können Rückstel-
lungen auch pauschal gebildet werden. 
Das Gebot zur Abzinsung von Rückstel-
lungen (steuerrechtlich mit 3,5 %) gilt 
auch für solche Pauschalrückstellungen, 
ausgenommen die Rückstellung wird 
typischerweise für kurzfristige Verpflich-
tungen gebildet. Für die Abzinsung einer 
Pauschalrückstellung ist eine durch-
schnittliche Laufzeit der zugrunde liegen-
den Einzelverpflichtungen maßgeblich.
Degressive AfA
Bei der Gewinnermittlung nach § 5 EStG 
darf die degressive AfA (von bis zu 30%) 
für Wirtschaftsgüter, die ab dem 1. Jän-
ner 2023 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, nur mehr dann geltend 
gemacht werden, wenn diese Abschrei-

SteuernSteuern
bung auch in der UGB-Bilanz vorgenom-
men worden ist.
Begünstigung bei Veräußerung eines 
Mitunternehmeranteils (Beteiligung 
an KG oder OG)
Eine steuerlich begünstigte Betriebs-
veräußerung liegt auch dann vor, wenn 
der Mitunternehmer (z. B. Kommandi-
tist) nicht seine gesamte Beteiligung 
(Kommanditanteil) veräußert, sondern 
nur einen Teil davon. Auch wenn der 
Mitunternehmer die in seinem Sonder-
betriebsvermögen befindlichen Gegen-
stände nicht mitveräußert, also das Son-
derbetriebsvermögen zurückbehält, liegt 
steuerlich eine Betriebsveräußerung vor.
Für eine Betriebsveräußerung (Veräu-
ßerung eines Mitunternehmeranteils) 
steht der einkommensteuerliche Hälfte-
steuersatz zu, wenn der Verkäufer das 
60. Lebensjahr vollendet hat und mit der 
Betriebsveräußerung seine Erwerbstä-
tigkeit einstellt. Aus einer Entscheidung 
des VwGH vom 26.1.2023 ergibt sich 
allerdings die Einschränkung, dass bei 
der Veräußerung eines Mitunternehmer-
anteils der Hälftesteuersatz nur gewährt 
werden kann, wenn der Mitunternehmer 
seinen gesamten Mitunternehmeranteil 
verkauft. Die Einkommensteuerrichtli-
nien ordnen an, dass diese Einschrän-
kung erst für Veräußerungen ab 1. Juli 
2023 gelten soll.
Hinweis: für davor getätigte Veräuße-
rungen steht der Hälftesteuersatz also 
auch zu, wenn der Mitunternehmer bloß 
eine Quote seiner Beteiligung verkauft.
Progressionsvorbehalt
Ab dem Jahr 2023 kommt der Progressi-
onsvorbehalt auch bei Personen zur An-
wendung, deren Ansässigkeit (Mittel-
punkt der Lebensinteressen) in einem 
anderen Staat liegt, die aber auch in 
Österreich einen Wohnsitz haben und 
somit unbeschränkt steuerpflichtig in 
Österreich sind. Bei solchen Personen 
kommt es ausnahmsweise dann nicht 
zu einem Progressionsvorbehalt, wenn 
aufgrund der Zweitwohnsitzverordnung 
die in Österreich gelegene Wohnung 
nicht zur unbeschränkten Steuerpflicht in  
Österreich führt.

Highlights aus 
dem Abgaben- 
änderungsgesetz 
2023 
Am 21.4.2023 hat das Finanzministerium 
den Ministerialentwurf für das Abgaben-
änderungsgesetz 2023 vorgelegt. Am 
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ist nicht anwendbar, wenn eine ande-
re unechte Umsatzsteuerbefreiung der 
umsatzsteuerlichen Kleinunternehmer-
befreiung vorgeht. Das führt dazu, dass 
z. B. Ärzte oder Bausparkassen- bzw. 
Versicherungsvertreter die Kleinunter-
nehmerpauschalierung nicht anwen-
den können. Um dieses unerwünschte 
Ergebnis zu beseitigen, wird klargestellt, 
dass eine speziellere unechte Umsatz-
steuerbefreiung für die Anwendbarkeit 
der Kleinunternehmerpauschalierung 
nicht schädlich ist.
•	 Einlagen in das Gesellschafts- 
vermögen einer Personengesellschaft
Im Sinne der gängigen Verwaltungs-
praxis wird klargestellt, dass die Über-
tragung von Wirtschaftsgütern aus dem 
Privatvermögen des Steuerpflichtigen in 
das Gesellschaftsvermögen einer Perso-
nengesellschaft einen Einlage- und ei-
nen Anschaffungsvorgang darstellt. In 
diesem Zusammenhang wird eine Rege-
lung eingeführt, die einen verunglückten 
Zusammenschluss (wenn das UmgrStG 
nicht anwendbar ist) steuerlich entschär-
fen soll. Entgegen den bisherigen Be-
stimmungen werden nur jene anteiligen 
stillen Reserven realisiert, welche nach 
dem Zusammenschluss nicht mehr dem 
Übertragenden zuzurechnen sind. Diese 
Regelung ist erstmals auf Zusammen-
schlüsse anzuwenden, die einen Über-
tragungsstichtag nach dem 30.6.2023 
haben.
•	Generalnorm betreffend Antrag- 
stellung & Ausübung von Wahlrechten
Im gesamten Ertragssteuerrecht finden 
sich zahlreiche Bestimmungen für An-
tragstellungen bzw. zur Ausübung von 
Wahlrechten in Zusammenhang mit der 
Veranlagung. Dazu kommt, dass diese 
Bestimmungen von der Verwaltungspra-
xis nicht einheitlich interpretiert werden. 
Um diesen Missstand zu beseitigen, 
wurde eine Generalnorm geschaffen, 
die normübergreifend (auch für das 
KStG und das UmgrStG maßgeblich!) 
die Rechtsvereinheitlichung und Rechts-
sicherheit herstellen soll. Sollten spezi-
ellere Regelungen bestehen, sind diese 
dennoch vorrangig. Die Generalnorm gilt 
erstmalig für die Veranlagung 2023.
•	 Absenkung des pauschalen Netto-
Abzugssteuersatzes bei bestimmten 
beschränkt Steuerpflichtigen
Der pauschale Netto-Abzugssteuersatz 
für eine der Abzugssteuerpflicht unter-
liegende beschränkt steuerpflichtige 
Person wird – ähnlich den Tarifsteuer-
senkungen der „ökosozialen“ Steuerre-
form – auf 20 % abgesenkt, da dieser 
zu keiner höheren durchschnittlichen 
Steuerbelastung führen soll als bei der 

Veranlagung. Dieser niedrigere Steu-
ersatz gilt allerdings nur für Einkünfte, 
die einen Betrag von EUR 20.000,00 
im Kalenderjahr nicht übersteigen. Da-
rüber hinausgehende Einkünfte werden 
weiterhin mit dem bisherigen Steuersatz 
von 25 % versteuert.
Bei beschränkt steuerpflichtigen Kör-
perschaften mit dem Steuerabzug un-
terliegenden Einkünften wird für gleich-
gelagerte Fälle der jeweils geltende 
Körperschaftsteuersatz zur Anwendung 
kommen (2023: 24 %, ab 2024: 23 %).
Die neuen Steuersätze gelten für Ein-
künfte, die nach dem 30.6.2023 zuflie-
ßen.
Änderungen im Körperschaftsteuer-
gesetz
•	 Sicherstellung der Steuerhän-
gigkeit bereits übertragener stiller  
Reserven bei Privatstiftungen
Bei Privatstiftungen besteht die Mög-
lichkeit, stille Reserven aus der Veräu-
ßerung einer Beteiligung auf eine Er-
satzbeteiligung von mindestens 10 % 
zu übertragen (= Kürzung der Anschaf-
fungskosten). In der bisherigen Ver-
waltungspraxis wurde es als zulässig 
angesehen, dass eine Kapitalerhöhung 
von mindestens 10 % einer bereits be-
stehenden 100%igen Beteiligung als Er-
satzbeteiligung gilt. Diese Ansicht wurde 
vom VwGH in einer neuen Entscheidung 
nicht geteilt. Um Rechtssicherheit für die 
bereits durchgeführten Übertragungen 
zu schaffen, wurde in einer Übergangs-
regelung verankert, dass die Ansicht der 
Verwaltungspraxis auf Veräußerungen 
vor dem 1.1.2023 weiterhin anwendbar 
ist, soweit die Kapitalerhöhung vor dem 
1.5.2023 beschlossen worden ist.
•	 Gesetzliche Verankerung des  
Typenvergleichs
Ob ein nach ausländischem Recht 
errichtetes Rechtsgebilde vom öster-
reichischen Gesetzgeber als Körper-
schaft einzustufen ist, wird anhand 
des sogenannten Typenvergleichs 
festgestellt. Dabei wird das auslän-
dische Rechtsgebilde mit den österrei-
chischen Körperschaften nach seiner 
konkreten Ausgestaltung verglichen. 
Im Gesetzestext war der Typenver-
gleich bisher nur für beschränkt Steu-
erpflichtige ausdrücklich angesprochen.  

SteuernSteuern
14.6.2023 wurde die entsprechende Re-
gierungsvorlage im Nationalrat vorgelegt. 
In diesem Gesetz finden sich zahlreiche 
Änderungen für das Einkommen-, Körper-
schaft-, Umsatz- und Umgründungssteu-
ergesetz sowie die Bundesabgabenord-
nung, das Finanzstrafgesetz und weitere 
Nebengesetze. Es handelt sich dabei um 
ein technisches Änderungspaket, welches 
die Schwerpunkte in den Bereichen 
Rechtssicherheit, Steuergerechtigkeit, Di-
gitalisierung, Verwaltungsvereinfachung 
und Ökologisierung des Steuerrechts 
setzt. Wir möchten Ihnen einen Überblick 
über die wichtigsten Änderungen in den 
einzelnen Steuergesetzen geben.
Änderungen im Einkommensteuerge-
setz
•	 Außerbetriebliche Nutzung leer- 
stehender Betriebsgebäude
Entnahmen aus dem Betriebsvermögen 
in das Privatvermögen sind grundsätz-
lich mit dem Teilwert im Zeitpunkt der 
Entnahme zu bewerten. Dabei werden 
bei Betriebsgebäuden regelmäßig stille 
Reserven aufgedeckt, welche im Entnah-
mezeitpunkt zu versteuern sind. Um die-
se potentielle Steuerlast zu vermeiden, 
werden leerstehende Betriebsgebäude 
nicht ins Privatvermögen zur weiteren 
Nutzung überführt, sondern verbleiben 
ungenutzt im Betriebsvermögen. Dies 
führt zur sogenannten „Bodenversiege-
lung“. Um dem entgegenzuwirken, ist 
ab dem 1.7.2023 vorgesehen, dass die 
Entnahme von Betriebsgebäuden zum 
Buchwert und somit keine Realisation 
der stillen Reserven erfolgt und unmittel-
bar keine Steuer anfällt.
In diesem Zusammenhang wird präzi-
siert, dass die Herstellerbefreiung nur 
dann gilt, wenn das Gebäude im Pri-
vatvermögen hergestellt wurde. Selbst 
hergestellte Gebäude (im Betriebsver-
mögen) bleiben nach Entnahme ins 
Privatvermögen also steueranhängig. 
Durch die Neuregelung entfällt damit 
die obsolet gewordene Gebäudebegün-
stigung bei Betriebsveräußerung bzw. 
-aufgabe.
Anmerkung: Es ist dennoch möglich, 
eine Veräußerung eines aus dem Be-
triebsvermögen entnommenen Ge-
bäudes steuerfrei zu stellen, indem 
dieses nach der Entnahme und vor Ver-
äußerung für fünf Jahre durchgehend als 
Hauptwohnsitz für den Steuerpflichtigen 
dient bzw. gedient hat. Ein Ausschluss 
der Hauptwohnsitzbefreiung ist nämlich 
nicht vorgesehen.
•	 Ausweitung der Kleinunternehmer-
pauschalierung
Die derzeitige einkommensteuerrecht-
liche Kleinunternehmerpauschalierung 

Renate Wagner
Bilanzbuchhalterin

E-Mail: rwagner@pirklbauer.com
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gebrachte Vermögen – auf den dem  
Einbringungsstichtag folgenden Tag 
rückbezogen werden können.
Änderungen in der Bundesabgaben-
ordnung
•	 Gesetzliche Verankerung der Steu-
erberater-Quotenregelung
Die bestehende Steuerberater-Quo-
tenregelung wird erstmals gesetzlich 
verankert. Für berufsmäßig vertretene 
Steuerpflichtige müssen demnach die 
Steuererklärungen bis längstens 31.3. 
des auf den Veranlagungszeitraum 
zweitfolgenden Kalenderjahres einge-
reicht werden. Diese Frist kann vom Fi-
nanzamt längstens bis zum 30.6. verlän-
gert werden. Die Quotenregelung gilt 
nicht für Einkommensteuererklärungen, 
mit denen ausschließlich Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit, die dem 
Lohnsteuerabzug unterliegen, erklärt 
werden.
•	 Verwaltungsvereinfachungen für 
Landes- und Gemeindeabgaben
Ländern und Gemeinden wird es er-
möglicht, Abgaben von höchstens  
EUR 300,00 durch eine formlose Zah-
lungsaufforderung anstelle einer Be-
scheiderlassung vorzuschreiben.
Änderungen im Finanzstrafgesetz
•	 Verlängerung der Verjährungsfrist 
bei schwerwiegenden Finanzverge-
hen
Bei besonders schwerwiegenden  
Finanzvergehen wird die Verjährungsfrist 
an vergleichbare Straftaten nach dem 
StGB angepasst. So gilt für den Abga-
benbetrug ab einem strafbestimmenden 
Wertbetrag von über EUR 500.000,00 
und für den grenzüberschreitenden Um-
satzsteuerbetrug eine Verjährungsfrist 
von 10 Jahren (bislang 5 Jahre).
•	 Anhebung der Wertbeträge für die 
gerichtliche Zuständigkeit
Um der Geldwertentwicklung und der 
bundesweiten Zuständigkeit der Finanz-
strafbehörden Rechnung zu tragen, 
werden die Grenzen für die gerichtliche 
Zuständigkeit für die Ahndung von Fi-
nanzvergehen erhöht. Vorsätzliche 

Finanzvergehen fallen erst ab einem 
strafbestimmenden Wert von über EUR 
150.000,00 (vormals EUR 100.000,00) 
in die gerichtliche Zuständigkeit. Dieser 
Betrag kann durch ein Vergehen oder 
mehrere zusammentreffende Vergehen 
überschritten werden. Für besondere Fi-
nanzvergehen gilt eine Grenze von EUR 
75.000,00 (vormals EUR 50.000,00).

Ende des erhöhten 
Pendlerpauschales 
Die aufgrund der gestiegenen Energie-
preise im Juni 2022 befristet eingeführte 
Erhöhung des Pendlerpauschales und 
Pendlereuros endet am 30.6.2023. Eine 
Verlängerung ist derzeit nicht geplant.

Entscheidung 
VwGH – Anspruch 
auf Familienbonus 
Plus bei getrennt-
lebenden Eltern 
Wenn die Mutter eines minderjährigen 
Kindes die Familienbeihilfe bezieht, in ei-
ner neuen Lebensgemeinschaft lebt und 
der – getrenntlebende – leibliche Vater 
Kindesunterzahlt zahlt, steht der Fami-
lienbonus Plus nur der Mutter und dem 
leiblichen Vater zu. Auch wenn die Mutter 
in einer neuen Lebensgemeinschaft oder 
Ehe lebt (und vielleicht kein Einkommen 
bezieht), kann der nunmehrige (Ehe)
Partner der Mutter für dieses Kind keinen 
Familienbonus Plus beziehen (anders 
nur, wenn die Kindesmutter auch den 
Anspruch auf Familienbeihilfe auf ihren 
(Ehe)Partner übertragen würde).

Sandra Keplinger
Personalverrechnerin

E-Mail: skeplinger@pirklbauer.com

Um die Rechtssicherheit zu stärken, 
wird der Terminus „vergleichbare aus-
ländische Rechtsgebilde“ nun ausdrück-
lich im Gesetz auch für ausländische 
Rechtsgebilde mit inländischem Ort der 
Geschäftsleitung, also in Bezug auf un-
beschränkt steuerpflichtige Körperschaf-
ten, erwähnt.
Änderungen im Umsatzsteuergesetz
•	 USt-Schuld kraft Rechnungslegung
Um der jüngsten Rechtsprechung des 
EuGH gerecht zu werden, wird die Re-
gelung über die Entstehung der Steu-
erschuld kraft Rechnungslegung ange-
passt. Kommt es zu keiner Gefährdung 
des Steueraufkommens, so entsteht 
keine Steuerschuld kraft Rechnungsle-
gung und ist daher keine Berichtigung 
der Rechnung für den Entfall der Steuer-
schuld notwendig. Dies ist insbesondere 
dann der Fall, wenn Leistungen an End-
verbraucher erbracht werden, die nicht 
zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.
Änderungen im Umgründungssteuer-
gesetz
•	 Digitalisierung der Meldung von 
Umgründungen
Umgründungsvorgänge, die nach dem 
31.12.2023 beschlossen oder vertraglich 
unterfertigt werden, sollen künftig über 
ein standardisiertes Formular via Finan-
zOnline angezeigt werden.
•	 Vereinfachung bei der Einbringung
Grundsätzlich ist bei einer Einbringung 
eine Kapitalmaßnahme (z. B. Kapita-
lerhöhung) notwendig, um die Vorteile 
des Umgründungssteuerrechts nutzen 
zu können. Eine Kapitalerhöhung kann 
aber z. B. unterbleiben, wenn der Ein-
bringende auch Alleingesellschafter der 
übernehmenden GmbH ist. Eine Ka-
pitalmaßnahme war bisher auch dann 
notwendig, wenn alle an der überneh-
menden Körperschaft Beteiligten begün-
stigtes Vermögen einbringen, an dem 
sie insgesamt im Verhältnis zueinander 
im selben Beteiligungsausmaß wie an 
der übernehmenden Körperschaft be-
teiligt sind. Dieser bisherige legistische 
Stolperstein für Umgründungen soll mit 
Stichtagen nach dem 30.6.2023 beseitigt 
werden.
Ebenfalls wird konkretisiert, dass aus 
steuerlicher Sicht Rechtsbeziehungen 
des Einbringenden zur übernehmenden 
Körperschaft – bezogen auf das ein-

Interne EckeInterne Ecke

Personalver-
rechnung

Personalver- 
rechnung

Neu im Team  
der Personal- 
verrechnung ist seit 
1.6.2023 Herr Abdul 
SAHIN. Er ist unter 
der DW 77  
erreichbar.

Wir gratulieren  
Raffael Winkler zur 
bestandenen  
Prüfung zum  
Wirtschaftsprüfer.


